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Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Heilbronn vom 16. MÃ¤rz 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten
auch des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Der Antragsteller begehrt im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes zum
wiederholten Male die (Weiter-) GewÃ¤hrung von Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben.

Der 1973 geborene Antragsteller absolvierte eine Ausbildung zum Fliesenleger und
legte im Jahr 2000 die MeisterprÃ¼fung im Fliesen-, Platten- und
Mosaiklegerhandwerk ab. In diesem Beruf war er bis 2017 mit Unterbrechungen
tÃ¤tig. Mit Bescheid vom 26. November 2019 stellte das Landratsamt S. H. bei dem
Antragsteller einen Grad der Behinderung (GdB) von 40 seit dem 8. August 2019
fest.
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Mit Bescheid vom 22. Juni 2018 bewilligte die Antragsgegnerin dem Antragsteller
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben dem Grunde nach. Eine
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r das Studium der IT-Sicherheit an der Hochschule A.
lehnte sie jedoch ab. Dennoch immatrikulierte sich der Antragsteller zum
Wintersemester 2018/2019.

Nach verschiedenen Gerichtsverfahren schlossen die Beteiligten im Rahmen des vor
dem Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg gefÃ¼hrten
Berufungsverfahrens L 11 R 12/19 schlieÃ�lich einen Vergleich, wonach die
Antragsgegnerin dem Antragsteller als Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben fÃ¼r
das Studium der IT-Sicherheit an der Hochschule A. MaÃ�nahmekosten
(SemestergebÃ¼hren), Ã�bergangsgeld in gesetzlicher HÃ¶he, Fahrtkosten in
gesetzlicher HÃ¶he, die Erstattung der Kosten fÃ¼r den bereits angeschafften
Laptop in HÃ¶he von 610 Euro, einen orthopÃ¤dischen Arbeitsstuhl,
Verpflegungsgeld in gesetzlicher HÃ¶he sowie die erforderlichen Lernmittel bis zum
erfolgreichen Abschluss des Studiums, lÃ¤ngstens bis zur Regelstudienzeit oder zu
dem Abbruch des Studiums bzw. dem Ausschluss von der Hochschule gewÃ¤hrt.
Der Antragsteller verpflichtete sich, dem Antragsgegner zu Beginn eines jeden
Semesters eine Immatrikulationsbescheinigung und Nachweise Ã¼ber den
Fortschritt des Studiums aus dem vorherigen Semester vorzulegen.

Mit Bescheiden vom 17. Mai 2019 und 5. Juni 2019 setzte die Antragsgegnerin den
Vergleich um.

Mit Bescheid vom 30. Juli 2019 bewilligte die Antragsgegnerin dem Antragsteller
darÃ¼ber hinaus eine WeiterbildungsmaÃ�nahme an der Deutschen Angestellten
Akademie (DAA).

Am 5. September 2019 teilte der Antragsteller der Antragsgegnerin mit, dass er ein
Urlaubssemester beantragt habe, um sich um pflegebedÃ¼rftige Verwandte zu
kÃ¼mmern. Er leide zudem unter einem Tinnitus, weshalb ihm eine Teilnahme an
den Vorlesungen der Hochschule derzeit nicht mÃ¶glich sei. Er bitte daher um
Ã�bernahme der Kosten weiterer Kurse an der DAA. Aufgrund seiner
HÃ¼ftprobleme kÃ¶nne er zudem nicht mehr schmerzfrei in seinen PKW ein- und
aussteigen, auch das Kuppeln bereite ihm groÃ�e Schmerzen. FÃ¼r die weitere
Teilnahme an den Vorlesungen der Hochschule A. benÃ¶tige er daher ein neues
Auto mit Automatikgetriebe und hÃ¶herem Einstieg. Er bitte um PrÃ¼fung, ob eine
KFZ-Beihilfe in Betracht komme.

Mit Bescheid vom 4. Oktober 2019 lehnte die Antragsgegnerin die GewÃ¤hrung
einer KFZ-Beihilfe ab. Mit weiterem Bescheid vom 23. Oktober 2019 lehnte die
Antragsgegnerin zudem die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die Teilnahme an Online-
Kursen der DAA ab. Nach AnhÃ¶rung des Antragstellers (Schreiben vom 23. Oktober
2019) hob die Antragsgegnerin darÃ¼ber hinaus mit Bescheid vom 18. November
2019 den Bescheid vom 17. Mai 2019 Ã¼ber die Bewilligung von Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben in Form des Studiums ab dem 9. November 2019 auf. Die
Anspruchsvoraussetzungen seien durch eine wesentliche Ã�nderung in den
VerhÃ¤ltnissen nachtrÃ¤glich weggefallen. Die Krankenkasse habe darÃ¼ber
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informiert, dass der Antragsteller seit dem 16. September 2019 arbeitsunfÃ¤hig sei.
Krankmeldungen seien jedoch nicht eingereicht worden. AuÃ�erdem lÃ¤gen die
Leistungsnachweise der Fachhochschule A. zwischenzeitlich vor. Nach der Studien-
und PrÃ¼fungsordnung seien pro Semester mindestens 30 Credit Points (CP) zu
erreichen. FÃ¼r die ersten beiden Semester habe der Antragsteller entsprechende
CP nicht erzielt. Aufgrund der Leistungsnachweise, der langen
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeit und der Tatsache, dass fÃ¼r das 3. Semester ein
Urlaubssemester beantragt worden sei, sei der zustÃ¤ndige Rehafachberater zu der
Auffassung gelangt, dass ein erfolgreicher Abschluss innerhalb der Regelstudienzeit
nicht mehr zu erwarten sei. Dies wÃ¼rde der Antragsteller in seinem Schreiben
vom 24. September 2019 auch selbst bestÃ¤tigen. Darin schildere er, dass er ein
kognitives Defizit habe, welches ihn daran hindere, mit den Mitkommilitonen
mitzuhalten. Ebenfalls mit Bescheid vom 18. November 2019 lehnte die
Antragsgegnerin die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r einen Fahrdienst/Taxidienst ab.

Am 8. November 2019 stellte der Antragsteller unter Ã�bersendung der
Ablehnungsbescheide vom 4. Oktober 2019 und vom 23. Oktober 2019 sowie des
AnhÃ¶rungsschreibens vom 23. Oktober 2019 zum beabsichtigten Abbruch der
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in Form des im September 2018
angetretenen Studiums zum 8. November 2019 und zur Einstellung des hierfÃ¼r
gewÃ¤hrten Ã�bergangsgeldes bei dem Sozialgericht Heilbronn (SG) einen Antrag
auf einstweiligen Rechtsschutz, welchen das SG mit Beschluss vom 2. Januar 2020,
dem Antragsteller am 7. Januar 2020 zugestellt, ablehnte (Az. S 6 R 3529/19 ER).
Offenbleiben kÃ¶nne, ob die AntrÃ¤ge des Antragstellers bestimmt genug seien.
Der Antragsteller wende sich in diesem gerichtlichen Verfahren gegen eine Vielzahl
von Entscheidungen der Antragsgegnerin. Es sei aber schwierig zu bestimmen,
welches konkrete Rechtsschutzziel der Antragsteller verfolge. Der Antrag sei aber
jedenfalls unbegrÃ¼ndet, da der Antragsteller einen Anordnungsanspruch und
damit einen Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nicht
hinreichend glaubhaft gemacht habe. Die Antragsgegnerin habe dargelegt, dass der
Antragsteller in den ersten beiden Semestern die erforderlichen Leistungsnachweise
nicht erbracht habe. Es sei daher nicht glaubhaft gemacht, dass der Antragsteller
das Studium erfolgreich abschlieÃ�en werde. Dies sei aber eine Voraussetzung fÃ¼r
die begehrten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Ob der Antragsteller einen
Anspruch auf KFZ-Hilfen habe, sei bislang ebenfalls nicht glaubhaft gemacht. Im
Ã�brigen sei auch kein Anordnungsgrund gegeben. Eine besondere
EilbedÃ¼rftigkeit des Verfahrens sei nicht ersichtlich.

Gegen die Bescheide vom 4. Oktober 2019, 23. Oktober 2019 und 18. November
2019 legte der Antragsteller Widerspruch ein.

Mit Widerspruchsbescheiden jeweils vom 5. Februar 2020 wies die Antragsgegnerin
die WidersprÃ¼che des Antragstellers gegen ihre Bescheide vom 4. Oktober 2019
(Ablehnung Kraftfahrzeughilfe), 23. Oktober 2019 (Ablehnung Online-Kurse) und 18.
November 2019 (Abbruch der MaÃ�nahme und Ablehnung eines Fahrdienstes)
zurÃ¼ck.

Am 12. Februar 2020 hat der Antragsteller hiergegen Klage bei dem SG erhoben (S
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13 R 385/20) und zugleich einen weiteren Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
gestellt. Die Antragsgegnerin sei an den vor dem LSG Baden-WÃ¼rttemberg
geschlossenen Vergleich gebunden und habe vertragliche Leistungen rÃ¼ckwirkend
ab November 2019 zu leisten. DarÃ¼ber hinaus habe sie wegen des Eintritts der
Genehmigungsfiktion sowohl KFZ-Beihilfe in HÃ¶he von 20.500 Euro zu leisten wie
auch die Kosten fÃ¼r die beantragten Online-Kurse bei der DAA zu Ã¼bernehmen.
Eine EilbedÃ¼rftigkeit ergebe sich aus dem Schreiben der Hochschule A. vom 3.
Februar 2020, wonach er eine RÃ¼ckmeldung zum Sommersemester 2020 nur
durch Bezahlung eines Betrages in HÃ¶he von 149 Euro zuzÃ¼glich einer
SÃ¤umnisgebÃ¼hr von 10 Euro bis 12. Februar 2020 vornehmen kÃ¶nne und er
anderenfalls zum 29. Februar 2020 aufgrund nicht bezahlter Abgaben und Entgelte
exmatrikuliert werde. Die Antragsgegnerin ist dem Antrag entgegengetreten. Es
bestehe weder ein Anordnungsanspruch noch ein Anordnungsgrund. Die
Hochschule A. hat auf Nachfrage des SG mitgeteilt, dass der Antragsteller die
GebÃ¼hren fÃ¼r das Sommersemester innerhalb der Nachfrist beglichen habe und
somit fÃ¼r dieses Semester eingeschrieben worden sei. Vorsorglich weise man
darauf hin, dass dem Antragsteller der Verlust des PrÃ¼fungsanspruches drohe, da
er bislang in 3 Semestern lediglich 23 ECTS-Creditpunkte erreicht habe, wobei die
meisten hierbei aus Anrechnung auÃ�erhochschulischer Leistungen anerkannt
worden seien. Sollleistung eines Studierenden bei normalen Verlauf seien 30 ECTS-
Punkte pro Semester. Falls das Verfahren mit dem Verlust des PrÃ¼fungsanspruchs
ende, wÃ¼rde eine Exmatrikulation zum Ende des Semesters (31. August 2020)
wirksam.

Mit Beschluss vom 16. MÃ¤rz 2020 hat das SG den Antrag des Antragstellers
abgelehnt. Sowohl die (sinngemÃ¤Ã�) begehrte Anordnung der aufschiebenden
Wirkung der Klage (hinsichtlich des Abbruchs der Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben in der Form des Studiums) als auch die AntrÃ¤ge auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung (hinsichtlich der GewÃ¤hrung einer KFZ-Beihilfe und der
Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r die Online-Kurse bei der DAA) seien unzulÃ¤ssig.
Denn sowohl Entscheidungen nach Â§ 86b Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) als
auch Entscheidungen nach Â§ 86b Abs. 2 SGG wÃ¼rdenin formelle und materielle
Rechtskraft erwachsen, wenn die Beschwerde ausgeschlossen oder nicht
fristgerecht eingelegt werde. Die materielle Rechtskraft fÃ¼hre dazu, dass ein
erneuter Antrag mit gleichem Inhalt wegen entgegenstehender Rechtskraft
unzulÃ¤ssig sei. Eben dies sei vorliegend im Hinblick auf den rechtskrÃ¤ftigen
Beschluss des SG vom 2. Januar 2020, S 6 R 3529/19 ER der Fall, denn bereits in
diesem Verfahren habe sich der Antragsteller gegen die auch in dem vorliegenden
Verfahren in Rede stehenden Bescheide vom 4. Oktober 2019, 23. Oktober 2019
und 18. November 2019 gewandt. Die Sach- und Rechtslage habe sich seit der
rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung nicht geÃ¤ndert. Im Ã�brigen sei der Antrag auf
Anordnung der aufschiebenden Wirkung auch unbegrÃ¼ndet. Eine offenbare
Rechtswidrigkeit vermÃ¶ge das Gericht nicht zu erkennen und verweise insoweit
nach summarischer PrÃ¼fung auf die AusfÃ¼hrungen in den angefochtenen
Entscheidungen. Auch eine EilbedÃ¼rftigkeit bestehe nicht (mehr). Soweit der
Antragsteller zudem den Erlass einer einstweiligen Anordnung begehre, sei diese
ebenfalls â�� Ã¼ber die dargestellte UnzulÃ¤ssigkeit hinaus â�� mangels eines
Anordnungsgrundes unzulÃ¤ssig.

                               4 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%206%20R%203529/19


 

Gegen den ihm am 17. MÃ¤rz 2020 zugestellten Beschluss hat der Antragsteller am
26. MÃ¤rz 2020 Beschwerde bei dem SG erhoben. Der Beschluss verletze ihn in
seinen hÃ¶chstpersÃ¶nlichen Rechten und halte einer verfassungsrechtlichen
PrÃ¼fung nicht stand. Das SG habe erhebliche entscheidungsrelevante Aspekte
nicht in die Entscheidungsfindung miteinbezogen. Die verminderte CP-Zahl (Credit
Points) beruhe auf GrÃ¼nden, die der Antragsteller nicht zu vertreten habe. Dies sei
auch der Grund, warum er nicht im Oktober 2020 exmatrikuliert werden kÃ¶nne.
Entgegen der Ansicht des SG seien die beantragten Online-Kurse
anrechnungsfÃ¤hig. Im Ã�brigen verkenne das SG, dass bei dem Antragsteller
durchaus eine Schwerbehinderung vorliege, weshalb er der Feststellung eines
Grades der Behinderung (GdB) von 40 form- und fristgerecht widersprochen habe,
so dass der Vorgang in der Schwebe hÃ¤nge. Der vor dem LSG geschlossene
Vergleich sei weiterhin wirksam, weshalb er einen Anspruch auf die GewÃ¤hrung
des Ã�bergangsgeldes und der Fahrkostenpauschale rÃ¼ckwirkend seit November
2019 habe. Die Annahme, der Beschluss des SG vom 2. Januar 2020 sei in
Rechtskraft erwachsen, sei aus verschiedenen GrÃ¼nden unzutreffend. Soweit das
SG zudem annehme, die Sachlage habe sich nicht geÃ¤ndert, gehe dies fehl,
nachdem die Antragsgegnerin mit Bescheid vom 27. Februar 2020 den
berufsbedingten Mehrbedarf der zwingend erforderlichen HÃ¶rhilfenversorgung
abgelehnt habe. Aufgrund des stÃ¶renden Tinnituspfeiftons sei der Antragsteller
lern- und prÃ¼fungsunfÃ¤hig.

Der Antragsteller beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Beschluss des Sozialgericht Heilbronn vom 16. MÃ¤rz 2020 aufzuheben und die
aufschiebende Wirkung seiner Klage (S 13 R 385/20) gegen den Bescheid vom 18.
November 2020 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 5. Februar 2020
(Abbruch der Leistungen zur Teilnahme am Arbeitsleben in Form des dreijÃ¤hrigen
Studiums der IT-Sicherheit) festzustellen bzw. anzuordnen sowie die
Antragsgegnerin zu verpflichten, ihm Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in
der Form einer KostenÃ¼bernahme fÃ¼r Online-Kurse bei der DAA und Leistungen
nach der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung zu gewÃ¤hren.

Die Antragsgegnerin hat keinen Antrag gestellt.

Gegen den Beschluss des SG vom 2. Januar 2020, welcher dem Antragsteller am 7.
Januar 2020 zugestellt worden ist, hat der Antragsteller ebenfalls mit Schreiben vom
26. MÃ¤rz 2020 Beschwerde erhoben (Az. L 7 R 1069/20 ER-B).

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Akten
erster und zweiter Instanz einschlieÃ�lich der beigezogenen Akte des Verfahrens L
11 R 12/19 sowie die Verwaltungsakten der Antragsgegnerin Bezug genommen.

II.

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 172, 173 SGG statthafte sowie form- und fristgerecht eingelegte
Beschwerde des Antragstellers ist zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat
den Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz zu Recht abgelehnt.
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1. Das Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes ist in Â§ 86b SGG geregelt, und
zwar fÃ¼r Anfechtungssachen in Absatz 1, fÃ¼r Vornahmesachen in Absatz 2.
GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG kann das Gericht der Hauptsache auf
Antrag in den FÃ¤llen, in denen Widerspruch oder Anfechtungsklage keine
aufschiebende Wirkung haben, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise
anordnen. Nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 1 SGG kann das Gericht der Hauptsache, soweit
nicht ein Fall des Absatzes 1 vorliegt, eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den
Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung
des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers
vereitelt oder wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte. Einstweilige Anordnungen sind
auch zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Satz 2). Die Â§Â§ 920, 921, 923, 926, 928
bis 932, 938, 939 und 945 der Zivilprozessordnung (ZPO) gelten entsprechend (Â§
86b Abs. 2 Satz 4 SGG). Die AntrÃ¤ge nach den AbsÃ¤tzen 1 und 2 sind schon vor
Klageerhebung zulÃ¤ssig (Â§ 86b Abs. 3 SGG).

2. Wie das SG zutreffend festgestellt hat, erweist sich der Antrag auf einstweiligen
Rechtsschutz jedoch bereits als unzulÃ¤ssig.

Dem am 12. Februar 2020 erneut gestellten Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
steht bereits die Rechtskraft des Beschlusses der 6. Kammer des SG Heilbronn (S 6
R 3529/19 ER) entgegen, denn auch Entscheidungen in Verfahren des einstweiligen
Rechtsschutzes sind (analog Â§ 141 SGG) der materiellen Rechtskraft fÃ¤hig
(stÃ¤ndige Senatsrechtsprechung; vgl. nur zuletzt Beschluss vom 16. August 2018
â�� L 7 SO 2248/18 ER-B m.w.N., juris; Keller in Meyer-Ladewig u.a., SGG, 12.
Auflage 2017, Â§ 86b Rdnrn. 19a, 44a; ders. Â§ 141 Rdnr. 5; Krodel/Feldbaum, Das
sozialgerichtliche Eilverfahren, 4. Auflage 2017, Rdnrn. 40 ff. m.w.N.). Die
Rechtskraft dient dem Rechtsfrieden und der Rechtssicherheit, indem der
wiederholte Streit der Beteiligten Ã¼ber dieselbe Streitsache mit der Gefahr
einander widersprechender Entscheidungen verhindert wird (vgl.
Bundessozialgericht (BSG), Urteil vom 27. Juni 2007 â�� B 6 KA 27/06 R, juris Rdnr.
21). Ein derartiges BedÃ¼rfnis besteht auch in Verfahren des einstweiligen
Rechtsschutzes, denn dieser Rechtsbehelf hat nicht die bloÃ� vorlÃ¤ufige Regelung
eines endgÃ¼ltigen Zustands, sondern die endgÃ¼ltige Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustandes zum Gegenstand (Bundesfinanzhof (BFH), Beschluss vom
18. Dezember 1991 â�� II B 112/91, juris Rdnr. 21). Ist daher ein Antrag auf
Anordnung der aufschiebenden Wirkung eines Widerspruchs bzw. auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung rechtskrÃ¤ftig als unbegrÃ¼ndet abgelehnt worden, so
steht einem erneuten Antrag die Rechtskraft des Ablehnungsbeschlusses entgegen,
sofern sich die entscheidungserheblichen tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnisse nicht verÃ¤ndert haben (Keller in Meyer-Ladewig u.a., SGG, 12.
Auflage 2017, Â§ 86b Rdnrn. 19a, 44a). Ein Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
kann jedoch trotz frÃ¼herer rechtskrÃ¤ftiger Ablehnung dann wiederholt gestellt
werden, wenn nach der frÃ¼heren Entscheidung neue Tatsachen entstanden sind,
welche eine andere Beurteilung des entscheidungserheblichen Sachverhalts
rechtfertigen (Beschluss des Senats vom 16. August 2018 â�� L 7 SO 2248/18 ER-B,
juris Rdnr. 5). Vorliegend hat die 6. Kammer des SG Heilbronn mit Beschluss vom 2.
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Januar 2020 den Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz hinsichtlich des Abbruchs
der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in der Form des dreijÃ¤hrigen
Studiums der IT-Sicherheit sowie der GewÃ¤hrung von Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben in der Form einer KFZ-Beihilfe als auch in der Form der
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r Online-Kurse bei der DAA abgelehnt. RechtskrÃ¤ftig
wurde diese Entscheidung, die dem Antragsteller ausweislich der
Postzustellungsurkunde am 7. Januar 2020 zugestellt worden ist, mit Ablauf der
Beschwerdefrist am 7. Februar 2020 (vgl. hierzu den Beschluss des Senats vom
heutigen Tage â�� L 7 R 1069/20 ER-B, n.v.). Unbeachtlich ist, dass die
Antragsgegnerin zwischenzeitlich mit Widerspruchsbescheiden vom 5. Februar 2020
die WidersprÃ¼che gegen die Bescheide vom 4. Oktober 2019, 23. Oktober 2019
und 18. November 2019 zurÃ¼ckgewiesen hat. Denn in den
Widerspruchsbescheiden hat die Antragsgegnerin in der Sache keine neue
Entscheidung getroffen.

Soweit der Antragsteller vortrÃ¤gt, es seien insoweit neue Tatsachen entstanden,
als die Antragsgegnerin mit Bescheid vom 27. Februar 2020 weitere Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben in der Form der Versorgung mit hÃ¶herwertigen
HÃ¶rgerÃ¤ten abgelehnt habe, fÃ¼hrt dies zu keiner anderen Beurteilung. Die
Ablehnung weiterer Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben mag fÃ¼r sich zum
Gegenstand eines neues Eilverfahrens gemacht werden kÃ¶nnen, nachdem sie
bislang â�� anders als die Ablehnung der Versorgung mit HÃ¶rhilfen durch die
Krankenkasse bzw. die Berufsgenossenschaft â�� noch nicht Gegenstand eines
solchen war, eine andere Beurteilung des entscheidungserheblichen Sachverhalts
rechtfertigt sie jedoch nicht.

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des SG Heilbronn vom 16.
MÃ¤rz 2020 war daher zurÃ¼ckzuweisen.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

Dieser Beschluss ist nicht anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 25.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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